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8 Gesundheit

8.1 Gesundheitszustand der Bevçlkerung

Ein zunehmendes Gesundheitsbewusstsein in der Bevçlkerung, Fragen der Finanzier-
barkeit von Gesundheitsleistungen und das Auftreten neuer Krankheiten haben das
Gesundheitswesen in den letzten Jahren zunehmend in den Mittelpunkt des çffent-
lichen Interesses ger�ckt. Mit dem çffentlichen Interesse steigt auch der Bedarf an
aufeinander abgestimmte statistische Informationen zum Gesundheitssystem.

Das Informationssystem der Gesundheitsberichterstattung des Bundes (GBE) bie-
tet ein breites Angebot an Daten aus dem Gesundheitsbereich. Alle relevanten In-
formationen werden in einer gemeinsamen Datenbank zusammengef�hrt und sind
unter www.gbe-bund.de recherchierbar. Die Daten kçnnen z.T. individuell zusam-
mengestellt und zur Weiterverarbeitung heruntergeladen werden. Aussagekr�ftige
Kennziffern, erl�uternde Texte und Grafiken runden das Angebot ab. Die Pflege
und Weiterentwicklung des Systems erfolgt durch das Statistische Bundesamt in
Zusammenarbeit mit dem Robert Koch-Institut, Berlin.

Aus der amtlichen Statistik lassen sich allgemeine Feststellungen zum Krankheits-
geschehen und Gesundheitszustand und damit �ber ein wichtiges St�ck Lebensqua-
lit�t treffen. Die Diagnosedaten der Krankenhauspatienten geben einen zuverl�ssigen
�berblick �ber die Ursachen f�r station�re Behandlungen in Deutschland.

Angaben �ber den Gesundheitszustand der Menschen in Deutschland liefern u.a.
die Mikrozensus-Erhebungen. Im Jahr 2003 wurde eine Auswahl von 0,5 % der Be-
vçlkerung zum Gesundheitszustand, dem Rauchverhalten und den Kçrpermaßen
befragt. 2005 waren diese Fragen erneut Bestandteil der Mikrozensus-Erhebung,
die Ergebnisse lagen bei Redaktionsschluss noch nicht vor.

8.1.1 Krankheit und Unfallverletzung

In der Mikrozensus-Stichprobe wurde gebeten, Angaben zu machen, ob man sich am
Befragungstag oder in den vier Wochen davor in seinem Gesundheitszustand so be-
eintr�chtigt f�hlte, dass man die �bliche Besch�ftigung (Berufst�tigkeit, Hausarbeit,
Schulbesuch usw.) nicht voll ausf�hren konnte. Die Ergebnisse einer so angeleg-
ten Befragung sind von subjektiven Vorstellungen nicht frei: Ob die Befragten krank
sind oder nicht, h�ngt weitgehend von ihrer persçnlichen Einsch�tzung ab. Allerdings
sind es subjektive Einsch�tzungen und nicht lediglich objektive Kriterien, die einen
»Zustand eines vollkommenen kçrperlichen, geistigen und sozialen Wohlbefindens«
beschreiben.

Im Mai 2003 bezeichneten sich 7,4 Mill. Personen als krank und 0,5 Mill. Personen als
unfallverletzt, d.h. insgesamt 7,9 Mill. Personen oder rund 11,2 % der Bevçlkerung



Tab. 1: Kranke und unfallverletzte Personen in Deutschland im Mai 2003

Personen
mit Angaben
�ber ihre Ge-

sundheit

1000

darunter

Kranke Unfallverletzte

1000

in %
der Personen
mit Angaben 1000

in %
der Personen
mit Angaben

Insgesamt 70671 7882 11,2 497 0,7
m�nnlich 34544 3665 10,6 285 0,8
weiblich 36127 4217 11,7 213 0,7

litten unter einer gesundheitlichen Beeintr�chtigung. Bei den Frauen war der Anteil der
kranken und unfallverletzten Personenmit 11,7 %hçher als bei denM�nnern (10,6 %).
Die Gruppe der Frauen war haupts�chlich wegen des hçheren Anteils �lterer Personen
etwas st�rker von Krankheit betroffen als die der M�nner. Bei den Unfallverletzungen
lag der Anteil der M�nner mit 0,8 % hçher als der Anteil der Frauen (0,7 %).

Krankheiten bzw. Unfallverletzungen wurden f�r Erwerbst�tige in geringeremMaße als
f�r die Gesamtbevçlkerung festgestellt. Dies ist grçßtenteils damit zu erkl�ren, dass
die Berufst�tigkeit vorwiegend vor dem 65. Lebensjahr beendet wird. Mçglicherweise
sch�tzen sich Erwerbst�tige – im Vergleich zumDurchschnitt der Bevçlkerung – auch
seltener als krank ein. Von 31,0 Mill. Erwerbst�tigen mit Angaben zur Gesundheit
hatten sich 1,3 Mill. M�nner und 1,1 Mill. Frauen als krank bzw. unfallverletzt bezeich-
net, was einem Anteil von 7,7 % entspricht (bei der Gesamtbevçlkerung betrug der
Anteil 11,2 %).

Bei den ca. 500000 Unfallverletzten ergaben sich geschlechtsspezifische Unfall-
schwerpunkte. Arbeits- und Wegeunf�lle waren bei M�nnern mit 32,6 %, Haushalts-
unf�lle bei Frauen mit 33,9 % h�ufigste Unfallursachen. An zweiter Stelle folgten
Freizeitunf�lle bei den M�nnern (27,9 %) und bei den Frauen (23,7 %).

8.1.2 Rauchverhalten

Im Rahmen der Mikrozensus-Befragung vom Mai 2003 gaben 27,4 % der Bevçl-
kerung in Deutschland im Alter von 15 Jahren und mehr an, zu rauchen. Von den
gegenw�rtigen Nichtraucherinnen und Nichtrauchern hatte jede bzw. jeder Vierte
fr�her zur Zigarette oder zu sonstigen Tabakwaren gegriffen. 53,9 % der Antworten-
den hatte noch nie geraucht. Am h�ufigsten wurde in der Altersklasse der 15- bis un-

Tab. 2: Rauchgewohnheiten der Bevçlkerung 2003
15 Jahre und �lter, in Prozent

Rauchgewohnheiten Insgesamt m�nnlich weiblich

Gegenw�rtige Raucher/-innen 27,4 33,2 22,1
davon: regelm�ßig 24,3 29,8 19,1

gelegentlich 3,2 3,4 3,0
Nichtraucher/-innen 72,6 66,8 77,9
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ter 40-J�hrigen geraucht (35,8 %), in den hçheren Altersklassen zunehmend weni-
ger. Bei den Befragten im Alter von 65 Jahren und mehr waren es nur noch 9,6 %.
Von jenen, die regelm�ßig Zigaretten konsumierten, rauchten etwa 16,3 % mehr als
20 Zigaretten t�glich.

8.1.3 Kçrpermaße

Von Interesse ist bei den Kçrpermaßen das Verh�ltnis von Kçrpergrçße und Kçrper-
gewicht, um zu ermitteln, ob Unter-, Normal- oder �bergewicht vorliegt. Es wird im
sog. Body-Mass-Index (BMI) ausgedr�ckt. Dieser Index wird errechnet, indem man
das Kçrpergewicht (in Kilogramm) durch die Kçrpergrçße (in Metern, quadriert) teilt.
Geschlecht und Alter bleiben unber�cksichtigt. Die Weltgesundheitsorganisation
(WHO) stuft Erwachsene mit einem Body-Mass-Index �ber 25 als �bergewichtig
ein, mit einem Wert von �ber 30 als stark �bergewichtig. Danach hatten im Mai
2003 36,3 % der Erwachsenen (ab 18 Jahren) �bergewicht (BMI 25 bis unter 30);
stark �bergewichtig waren 12,9 % (BMI 30 und mehr).

Diese Kçrpermaße kçnnen als Indikator f�r den Gesundheitszustand der Bevçlkerung
herangezogen werden. F�r die erwachsenen Bundesb�rger ergab der Mikrozensus
vom Mai 2003 folgendes Bild:

�bergewicht steigt mit zunehmendem Alter und erreicht bei M�nnern im Alter von 65
bis unter 70 Jahren den hçchsten Wert (73,7 %). In der Altersklasse von 70 bis unter
75 Jahren waren 61,7 %der Frauen �bergewichtig. In den noch hçheren Altersklassen
nimmt der Anteil von �bergewichtigen bzw. stark �bergewichtigen wieder ab.

M�nner (57,7 %) sind h�ufiger �bergewichtig als Frauen (41,2 %). Dies gilt f�r alle
Altersklassen. Starkes �bergewicht haben 13,6 % der M�nner und 12,3 % der Frauen.

Untergewicht (Body-Mass-Index kleiner als 18,5) wurde bei 2,3 % der erwachsenen
Bevçlkerung (3,6 % Frauen, 0,9 % M�nner) ermittelt. Besonders h�ufig tritt Unterge-
wicht bei den 18- bis unter 20-j�hrigen Frauen auf (12,7 %).

8.1.4 Diagnosen der Krankenhauspatienten

Im Jahr 2004 wurden 17,3 Mill. Patientinnen und Patienten in den Krankenh�usern
vollstation�r behandelt (einschl. Stundenf�lle). Die durchschnittliche Verweildauer be-
trug 8,6 Tage und lag damit um 0,4 Tage niedriger als noch im Jahr 2003.

Von den 17,3 Mill. Patientinnen und Patienten wurden 2,7 Mill. aufgrund von Krank-
heiten des Kreislaufsystems behandelt. An zweiter Stelle lagen bçs- und gutartige
Neubildungen mit 1,9 Mill. Patientinnen und Patienten, gefolgt von 1,7 Mill. Kranken-
hausbehandlungen wegen Krankheiten des Verdauungssystems.

Ohne die gesunden Neugeborenen (444000) war die h�ufigste Hauptdiagnose bei den
m�nnlichen Patienten psychische und Verhaltensstçrungen durch Alkohol (ICD-
Pos. F10) mit 218000 F�llen, die durchschnittlich 9,4 Tage im Krankenhaus lagen.
An zweiter Stelle lag Angina pectoris (ICD-Pos. I20) mit 198000 F�llen und einer
durchschnittlichen Verweildauer von 5,4 Tagen. Die meisten Frauen – 159000 – wa-



ren aufgrund einer bçsartigen Neubildungen der Brustdr�se (Mamma) in station�rer
Krankenhausbehandlung (ICD-Pos. C50). Die durchschnittliche Verweildauer betrug
hier 7,2 Tage. An zweiter Stelle folgte das Gallensteinleiden (Cholelithiasis, ICD-Pos.
K80) mit 146000 F�llen und einer durchschnittlichen Verweildauer von 7,4 Tagen.

8.1.5 Arbeitsunf�lle und Berufskrankheiten

Im Jahr 2004 wurden der gesetzlichen Unfallversicherung insgesamt 1,3 Mill. Arbeits-
und Wegeunf�lle angezeigt. Rund 85 % der angezeigten F�lle waren Arbeitsunf�lle.

Tab. 3: Arbeits- und Wegeunf�lle

Jahr Angezeigte Arbeits- und Wegeunf�lle in 1000

Insgesamt Arbeitsunf�lle darunter mit
Todesfolge

Wegeunf�lle darunter mit
Todesfolge

1992 2332 2069 1,8 262 0,9
1995 2083 1814 1,6 269 0,9
2000 1749 1514 1,2 235 0,8
2001 1630 1396 1,1 234 0,8
2002 1530 1307 1,1 223 0,7
2003 1346 1143 1,0 203 0,7
2004 1280 1089 0,9 191 0,6

Quelle: Bundesministerium f�r Arbeit und Soziales (2005), Unfall- und Berufskrankheitengeschehen in
der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 2004.

Tab. 4: Berufskrankheiten 1980 bis 20041

Berufskrankheiten Nachweis 1980 1990 2000 2003 2004

1 Chemische Einwirkungen Verdachtsanzeigen
neue Rentenf�lle

1874
88

2796
140

2637
212

2353
253

2565
199

2 Physikalische Einwirkungen Verdachtsanzeigen
neue Rentenf�lle

20263
3321

15200
1483

34293
1478

25101
1273

23601
1186

3 Infektionserreger, Parasiten
sowie Tropenkrankheiten

Verdachtsanzeigen
neue Rentenf�lle

3879
899

3197
229

3449
235

3197
228

4516
226

4 Erkrankungen der Atem-
wege, der Lunge, des Rip-
penfells und des Bauchfells

Verdachtsanzeigen
neue Rentenf�lle

6518
1491

13393
1823

17832
3032

15413
3155

14866
3232

5 Hautkrankheiten Verdachtsanzeigen
neue Rentenf�lle

12058
429

20702
760

20984
491

16730
332

16230
319

6 Sonstige Krankheiten Verdachtsanzeigen
neue Rentenf�lle

522
7

2452
17

2338
23

2062
20

2034
20

F�lle nach DDR-BeKV-
Recht

Verdachtsanzeigen
neue Rentenf�lle

9
99 46 35

Zusammen Verdachtsanzeigen
neue Rentenf�lle

45114
6285

57740
4452

81542
5570

64856
5307

63812
5217

1 Bis 1990 fr�heres Bundesgebiet; ab 1991 Deutschland.
Quelle: Bundesministerium f�r Arbeit und Soziales (2005), Unfall- und Berufskrankheitengeschehen in

der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 2004.
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Insgesamt war etwa jeder 35. Erwerbst�tige von einemArbeitsunfall betroffen. 949 Ar-
beitsunf�lle endeten tçdlich.

2004 wurden 63812 Berufskrankheiten angezeigt (Verdachtsf�lle). Die Zahl der aner-
kannten Berufskrankheiten betrug 17413. Im Jahr 2004 wurden 5217 Berufskrank-
heitenrenten neu gew�hrt (s. Tab. 4).

So genannte physikalische Einwirkungen wurden mit 23601 Verdachtsanzeigen am
h�ufigsten als Ursache angezeigt. 34,6 % dieser F�lle gingen auf bandscheibenbe-
dingte Erkrankungen zur�ck, bei 45,9 % war eine L�rmschwerhçrigkeit der Grund der
Anzeige. Eine Berufskrankheitenrente aufgrund physikalischer Einwirkungen wurde
2004 in 1186 F�llen bewilligt.

An zweiter Stelle der angezeigten F�lle rangierten Hautkrankheiten (16230 F�lle). Am
dritth�ufigsten wurden Erkrankungen der Atemwege, der Lungen, des Rippenfells und
des Bauchfells angezeigt (14866 F�lle).

8.1.6 Todesursachen

Die Todesursachenstatistik ist die elementare Grundlage zur Ermittlung wichtiger Ge-
sundheitsindikatoren. Zu diesem Zweck werden die Todesursachen aller Gestor-
benen in der amtlichen Todesursachenstatistik erfasst und fließen in die Todesursa-
chenstatistik des Bundes und der L�nder ein. In den letzten Jahrzehnten zeichnet
sich eine Schwerpunktverlagerung auf einzelne Todesursachen ab. W�hrend der An-
teil der Sterbef�lle an infektiçsen und parasit�ren Krankheiten in Deutschland seit den
1950er-Jahren stark zur�ckgegangen ist (von 5,7 % im Jahr 1951 auf 1,4 % im Jahr
2004), haben die Krankheiten des Kreislaufsystems und die Bçsartigen Neubildungen
als Todesursache an Bedeutung zugenommen.

Nahezu die H�lfte von insgesamt 818271 Todesf�llen war, wie Abbildung 1 zeigt, im
Jahr 2004 auf Krankheiten des Kreislaufsystems zur�ckzuf�hren (45,0 %), wovon et-
wa jeder sechste Kreislauftote einem Herzinfarkt erlag. Neben den Krankheiten des
Kreislaufsystems bilden die Bçsartigen Neubildungen mit einem Anteil von 26 % die
zweitgrçßte Gruppe der Todesf�lle. In der Gruppe der Bçsartigen Neubildungen der
Verdauungsorgane sind die meisten Todesf�lle bei Frauen und M�nnern insgesamt
zu verzeichnen. Geschlechtsspezifisch betrachtet ist jedoch der Lungen- und Bron-
chialkrebs bei den M�nnern und die Bçsartige Neubildung der Brustdr�se (Mamma-
karzinom) bei Frauen die h�ufigste Todesursache bei den Krebserkrankungen.

4,1 % aller Sterbef�lle wurden 2004 durch Verletzungen und Vergiftungen verursacht.
Bezogen auf je 100000 Einwohner der Gesamtbevçlkerung starben damit ca. 40 Per-
sonen auf nichtnat�rliche Weise. Die grçßte Gruppe bilden hier die Personen, die
ihr Leben durch einen Suizid beendet haben. Bei einem geschlechtsspezifischen
Vergleich ist festzustellen, dass bezogen auf die jeweilige Bevçlkerungsgruppe je
100000 Einwohner fast drei Mal so viele M�nner (20) wie Frauen (7) freiwillig aus
dem Leben geschieden sind. Verkehrsunf�lle sowie Unf�lle durch St�rze bilden
mit 7,4 bzw. 9,6 Personen je 100000 Einwohner die zweit- bzw. dritth�ufigste Todes-
ursache in der Kategorie der nichtnat�rlichen Todesf�lle. 16318 Sterbef�lle waren auf



Alkoholkonsum bzw. -missbrauch zur�ckzuf�hren. Den weitaus grçßten Anteil an den
alkoholbedingten Sterbef�llen hat hier die Alkoholische Leberzirrhose mit 9524 Ster-
bef�llen. Bei 3980 Todesf�llen wurde als Todesursache ein alkoholbedingtes Abh�n-
gigkeitssyndrom festgestellt.

Ein besonders wichtiges Indiz f�r den erreichten medizinischen Standard ist die S�ug-
lings- und M�ttersterblichkeit. Die S�uglingssterblichkeit ist in den letzten Jahren kon-
tinuierlich zur�ckgegangen. 2004 starben noch 4 S�uglinge je 1000 Lebendgeborene
gegen�ber 34 im Jahre 1960. W�hrend es im Jahr 1960 noch 1030 M�tter waren, die
an Komplikationen der Schwangerschaft bei der Entbindung und im Wochenbett ver-
storben sind, starben im Jahr 2004 noch 37 M�tter.

8.2 Medizinische Versorgung

8.2.1 Berufst�tige �rztinnen und �rzte

F�r die Behandlung der Krankheiten ist eine quantitativ ausreichende und qualitativ
hochwertige medizinische Versorgung besonders bedeutsam. Die medizinische Ver-
sorgung hat sich in den vergangenen Jahren st�ndig verbessert. Die Zahl der �rz-
tinnen und �rzte ist, wie Tabelle 5 zeigt, im Vergleich zu 1970 um insgesamt 141 %
gestiegen. Rein rechnerisch entfielen im Jahr 2004 auf jede berufst�tige �rztin und
jeden berufst�tigen Arzt 269 Einwohner gegen�ber 615 im Jahr 1970. Die Anzahl der
Zahn�rztinnen und Zahn�rzte hat sich seit 1970 um rund 69 % erhçht. Im Jahr 1970
hatten sie pro Kopf noch durchschnittlich 2027 Einwohner zu betreuen, 2004waren es
nur noch 1269 Einwohner.
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Abb. 1: Todesursachen 2004 in Prozent der Todesf�lle
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Tab. 5: �rztedichte

Jahr �rztinnen/�rzte Zahn�rztinnen/Zahn�rzte

Anzahl Einwohner je
�rztin/Arzt

Anzahl Einwohner je
Zahn�rztin/Zahnarzt

1970 126909 615 38524 2027
1980 173325 452 42949 1825
1985 198845 391 48610 1598
1991 244238 329 54972 1460
1995 273880 299 60616 1350
1996 279335 294 61404 1336
1997 282737 290 62024 1323
1998 287032 286 62277 1317
1999 291171 282 62564 1313
2000 294676 279 63202 1300
2001 297893 277 63854 1291
2002 301060 274 64484 1280
2003 304117 271 64609 1277
2004 306435 269 64997 1269

Quelle: Bundes�rztekammer, Bundeszahn�rztekammer.

Tab. 6: Berufst�tige �rztinnen und �rzte am 31.12.2004
nach Fachgebiet und Geschlecht

Fachgebiet Insgesamt M�nnlich Weiblich

Anzahl % Anzahl

Insgesamt 306435 100,0 187967 118468
�rztinnen/�rzte mit Fachgebiet 211521 69,0 141870 69651
Allgemeinmedizin 39980 13,0 24959 15021
An�sthesiologie 16473 5,4 9914 6559
Arbeitsmedizin 2665 0,9 1566 1099
Augenheilkunde 6472 2,1 3809 2663
Chirurgische Gebiete 19096 6,2 16423 2673
Frauenheilkunde und Geburtshilfe 15490 5,0 8150 7340
Hals-Nasen-Ohrenheilkunde 5467 1,8 3847 1620
Haut- und Geschlechtskrankheiten 4915 1,6 2629 2286
Innere Medizin 38599 12,6 28561 10038
Kinderheilkunde 11419 3,7 5788 5631
Nervenheilkunde 4444 1,5 2882 1562
Neurologie 3260 1,1 2264 996
Orthop�die 8091 2,6 7180 911
Pathologische Gebiete 1394 0,5 1041 353
Psychiatrie, Psychiatrie und
Psychotherapie 6378 2,1 3531 2847

Radiologische Gebiete 7091 2,3 4951 2140
Urologie 4762 1,6 4325 437

Sonstige Fachgebiete 15525 5,1 10050 5475
Praktische �rztinnen/�rzte 7552 2,5 3565 3987
�rztinnen/�rzte ohne Fachgebiet1 87362 28,5 42532 44830

1 Die Ausbildungsphase »Arzt im Praktikum« (AiP) wurde zum 1. Oktober 2004 abgeschafft. Die bei
der Bundes�rztekammer am 31.12.2004 noch registrierten �rztinnen und �rzte im Praktikum (2532)
werden daher zu den �rztinnen/�rzten ohne Fachgebiet gez�hlt.

Quelle: Bundes�rztekammer.



Von den 306435 berufst�tigen �rztinnen und �rzten arbeiteten 2004 jeweils rund 13 %
in den Fachgebieten Allgemeinmedizin und Innere Medizin. In den chirurgischen Ge-
bieten waren rund 6 % von ihnen t�tig. Der Anteil der �rztinnen und �rzte betrug in den
Gebieten Frauenheilkunde und Geburtshilfe sowie der An�sthesiologie jeweils 5 %.
Knapp 4 % arbeiteten in der Kinderheilkunde. �rztinnen und �rzte ohne Fachgebiet
hatten einen Anteil von 28 %.

Der Anteil der �rztinnen lag 2004 bei insgesamt 39 %. Allerdings gibt es ganz erheb-
liche Unterschiede in den einzelnen Fachgebieten. So waren unterdurchschnittlich
wenige �rztinnen in den chirurgischen Gebieten, in der Orthop�die und in der Urologie
besch�ftigt. Lediglich auf rund 9 % belief sich der Anteil der Frauen, die auf dem
Gebiet der Urologie t�tig waren. Hingegen betrug der Anteil der �rztinnen in der Frau-
enheilkunde und Geburtshilfe etwa 47 % und in der Kinderheilkunde sogar rund 49 %.

Rund 43 % aller berufst�tigen �rztinnen und �rzte �bten 2004 ihren Beruf in freier
Praxis aus, 48 % arbeiteten in einem Krankenhaus. Hauptberuflich bei Behçrden,
çffentlich-rechtlichen Kçrperschaften, als angestellte �rzte und Praxisassistenten
oder in einer sonstigen �rztlichen T�tigkeit waren 9 % besch�ftigt.

8.2.2 Station�re Versorgung

Krankenh�user und Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen

Ende 2004 standen in Deutschland 3458 Einrichtungen mit insgesamt 708000 Betten
zur station�ren Versorgung von 18,7 Mill. Patientinnen und Patienten zur Verf�gung,
davon 2166 Krankenh�user mit 531000 Betten und 1294 Vorsorge- oder Reha-
bilitationseinrichtungen mit 176000 Betten. Die durchschnittliche Verweildauer der
16,8 Mill. Krankenhauspatientinnen und -patienten lag bei 8,7 Tagen, die der 1,9
Mill. Patientinnen und Patienten in Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen bei
25,1 Tagen. Seit dem Jahr 2003 ist die Zahl der vollstation�r behandelten Patientin-
nen und Patienten leicht r�ckl�ufig. 2004 ging die Fallzahl gegen�ber dem Vorjahr
um weitere 0,5 Mill. ( –2,6 %) zur�ck.

W�hrend die Fallzahlen nach wie vor ein Indiz f�r die Zunahme des Anteils �lterer
Menschen an der Bevçlkerung mit entsprechend erhçhter Krankheitsanf�lligkeit sind,
l�sst sich die Verk�rzung der durchschnittlichen Verweildauer mit dem medizinischen
Fortschritt einerseits und den Maßnahmen zur Kostend�mpfung im Gesundheits-
bereich andererseits erkl�ren.

Personal in Krankenh�usern und Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen

Rund 1,19 Mill. Personen z�hlten im Jahr 2004 zum Personal der Krankenh�user
und Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen. Es setzte sich zusammen aus
dem �rztlichen Personal (140000) mit hauptamtlichen �rzten und �rztinnen sowie
Zahn�rzten und Zahn�rztinnen und dem nicht�rztlichen Personal, dem Personal der
Ausbildungsst�tten (7000), den Sch�lern und Sch�lerinnen sowie Auszubildenden
(74000) mit insgesamt 1,05 Mill. Besch�ftigten. 38 % des hauptamtlichen �rztlichen
Personals waren weiblich. Teilzeitbesch�ftigung wurde von lediglich knapp 13 % der
hauptamtlichen �rzte und �rztinnen ausge�bt. Der Anteil der teilzeitbesch�ftigten
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Tab. 7: Station�re Einrichtungen, Betten, behandelte Patientinnen/Patienten
und durchschnittliche Verweildauer

Jahr Krankenh�user Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen

Einrich-
tungen

Anzahl

Betten

1000

Station�r
behandelte
Patienten

Mill.

Verweil-
dauer

Tage

Einrich-
tungen

Anzahl

Betten

1000

Station�r
behandelte
Patienten

Mill.

Verweil-
dauer

Tage

1991 2411 666 14,6 14,0 1181 144 1,5 31,0
1992 2381 647 15,0 13,2 1209 150 1,6 31,0
1993 2354 629 15,2 12,5 1245 156 1,6 30,9
1994 2337 618 15,5 11,9 1329 173 1,8 31,2
1995 2325 609 15,9 11,4 1373 182 1,9 31,0
1996 2269 594 16,2 10,8 1404 190 1,9 30,2
1997 2258 580 16,4 10,4 1387 189 1,6 27,3
1998 2263 572 16,8 10,1 1395 191 1,7 26,4
1999 2252 565 17,1 9,9 1398 190 1,9 26,0
2000 2242 560 17,3 9,7 1393 190 2,0 25,8
2001 2240 553 17,3 9,4 1388 189 2,1 25,5
2002 2221 547 17,4 9,2 1343 185 2,0 25,5
2003 2197 542 17,3 8,9 1316 180 1,9 25,9
2004 2166 531 16,8 8,7 1294 176 1,9 25,1

hauptamtlichen �rztinnen war mit 25 % viermal hçher als der Anteil der teilzeit-
besch�ftigten hauptamtlichen �rzte mit 5 %.

Von den insgesamt 971000 Personen im nicht�rztlichen Dienst arbeiteten 40 %
(389000) Teilzeit. Der Anteil der Frauen an den Besch�ftigten insgesamt betrug
80 %, der Anteil an den Teilzeitbesch�ftigten 93 %.

Personalintensivster Bereich war mit 422000 Besch�ftigten der Pflegedienst, gefolgt
vom medizinisch-technischen Dienst mit 185000, dem Funktionsdienst mit 109000,
dem Wirtschafts- und Versorgungsdienst mit 86000 und dem Verwaltungsdienst mit
81000 Besch�ftigten.

Tab. 8: �rztliches Personal in Krankenh�usern
und Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen 2004

Funktionale Stellung Krankenh�user Vorsorge- und Rehabilitations-
einrichtungen

Besch�f-
tigte

insgesamt

davon Besch�f-
tigte

insgesamt

davon

m�nnlich weiblich m�nnlich weiblich

Hauptamtliche �rzte/�rztinnen 129615 81006 48609 8896 4932 3964
dar. Teilzeitbesch�ftigte 15998 4011 11987 1664 534 1130

davon
Leitende �rzte/�rztinnen 12197 11302 895 1643 1350 293
Ober�rzte/-�rztinnen 26063 20276 5787 1944 1290 654
Assistenz�rzte/-�rztinnen 91355 49428 41927 5309 2292 3017
Zahn�rzte/-�rztinnen 1358 840 518 1 . 1

Insgesamt 130973 . . 8897 . .



Tab. 9: Nicht�rztliches Personal in Krankenh�usern
und Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen 2004

Personalgruppe/
Berufsbezeichnung

Besch�ftigte
insgesamt

davon darunter Teilzeitbesch�ftigte

m�nnlich weiblich insgesamt m�nnlich weiblich

Pflegedienst (Pflegebereich) 422005 55962 366043 181544 10621 170923
Medizinisch-technischer
Dienst 184593 27938 156655 76314 4779 71535
Funktionsdienst 108674 21883 86791 42233 2699 39534
Klinisches Hauspersonal 29542 802 28740 17135 153 16982
Wirtschafts- und
Versorgungsdienst 86003 22342 63661 34385 2516 31869
Technischer Dienst 23957 22541 1416 2297 1764 533
Verwaltungsdienst 80805 22873 57932 28427 2698 25729
Sonderdienste 6504 1837 4667 2603 480 2123
Sonstiges Personal 29354 19685 9669 3719 1020 2699
Insgesamt 971437 195863 775574 388657 26730 361927

8.3 Schwangerschaftsabbr�che

Die Bundesstatistik �ber Schwangerschaftsabbr�che ermçglicht Feststellungen �ber
Anzahl und Art der Abbr�che von Schwangerschaften und gibt Hinweise auf aus-
gew�hlte Lebensumst�nde wie Alter, Familienstand und Kinderzahl der betroffenen
Frauen.

F�r das Berichtsjahr 2005 wurden in Deutschland 124023 Schwangerschaftsabbr�-
che an das Statistische Bundesamt gemeldet. 43,7 % der Frauen waren zum Zeit-
punkt des Eingriffs verheiratet, 50,9 % ledig. In 5,8 % aller F�lle handelt es sich um
Minderj�hrige. 40,6 % der Frauen hatten zum Zeitpunkt des Schwangerschafts-
abbruchs noch keine Kinder geboren. Jeweils ein Viertel aller betroffenen Frauen hatte
bislang eine bzw. zwei Lebendgeburten. In 26,5 % der F�lle hatte die Schwangere ein
Kind und in 32,4 % aller F�lle mehrere Kinder in ihrem Haushalt zu versorgen.

Tab. 10: Schwangerschaftsabbr�che 2000 bis 2005
nach Dauer der abgebrochenen Schwangerschaft

Schwangerschaftsdauer von …
bis … unter Wochen

2000 2001 2002 2003 2004 2005

Insgesamt 134609 134964 130387 128030 129650 124023
unter6 15478 15626 15189 14649 15372 15302
6– 8 46492 47474 46224 44414 45134 42156
8–10 46773 46245 44096 43500 43439 41719
10–13 23769 23538 22829 23206 23500 22626
13–17 849 883 840 972 989 1099
17–20 632 633 592 631 600 557
20–23 462 388 429 441 416 393
23undmehr 154 177 188 217 200 171
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Als rechtliche Begr�ndung f�r den Schwangerschaftsabbruch wird mit 97,4 % die
Beratungsregelung angegeben, in 2,6 % der F�lle wurde er durch eine medizinische
bzw. kriminologische Indikation begr�ndet. H�ufigste Abbruchmethode ist mit 79,1 %
die Vakuumaspiration (Absaugmethode). 8,2 % der Abbr�che wurden mit dem En-
de 1999 eingef�hrten Mittel Mifegyne� durchgef�hrt; damit ist die Bedeutung von
Mifegyne� weiter gestiegen. �berwiegend wurden die Schwangerschaftsabbr�che
in gyn�kologischen Praxen vorgenommen (77,8 %). 5,0 % aller Frauen ließen den
Eingriff in einer Einrichtung außerhalb des Bundeslandes, in dem sie wohnten, vor-
nehmen.

Die Quote der Schwangerschaftsabbr�che je 10000 Frauen im geb�rf�higen Alter,
d.h. die Anzahl der Schwangerschaftsabbr�che je 10000 Frauen im Alter von 15 bis
unter 45 Jahren, lag 2005 mit 74 niedriger als 2000. Bezogen auf je 10000 Frauen
der Altersgruppe der 15- bis unter 20-J�hrigen wurde 2000 bei 66 und im Jahr 2005
bei 68 jungen Frauen ein Schwangerschaftsabbruch vorgenommen.

In diesem Zeitrahmen wurden gleichbleibend rund 97 % der Abbr�che nach der Be-
ratungsregelung in den ersten zwçlf Schwangerschaftswochen durchgef�hrt. Der An-
teil der Schwangerschaftsabbr�che der unter 18-J�hrigen an der Gesamtzahl ist in
diesem Zeitraum von 4,7 auf 5,8 % angestiegen.

Von 2000 bis 2005 hat der Anteil der Frauen, die zum Eingriffszeitpunkt verheiratet
waren, von 49,1 % auf 43,7 % abgenommen.

Tab. 11: Zeitliche Entwicklung der Anzahl der Schwangerschaftsabbr�che
2000 bis 2005

Schwangerschaftsabbr�che 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Anzahl 134609 134964 130387 128030 129650 124023
je 10000 Frauen im Alter von
15 bis unter 45 Jahren 80 80 78 76 78 74

8.4 Schwerbehinderte Menschen

Im Unterschied zu einer akuten Krankheit oder einer Unfallsch�digung mit kurzer
Heilungsdauer ist eine Behinderung eine Beeintr�chtigung der Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben f�r l�ngere Zeit, mçglicherweise f�r das ganze Leben.

In der Statistik werden seit 1985 nur noch schwerbehinderte Menschen erfasst –
zuvor wurden auch Personen mit leichter Behinderung ber�cksichtigt. Als schwerbe-
hindert gelten Personen, denen ein Grad der Behinderung von 50 oder mehr zuerkannt
wurde. Am 31. Dezember 2003 waren bei den Versorgungs�mtern 6,6 Mill. amtlich
anerkannte schwerbehinderte Menschen mit g�ltigem Ausweis registriert, das ent-
sprach einem Anteil von 8 %der Bevçlkerung. �ber die H�lfte dieses Personenkreises
(52,5 %) waren M�nner.



Tab. 12: Schwerbehinderte Menschen am 31.12.2003

Schwerbehinderte Insgesamt
1000

Im Alter von … Jahren

unter 25 25–54 55–64 65 u. mehr

%

Insgesamt 6639 4,1 22,0 22,4 51,6
M�nner 3485 4,5 22,5 24,9 48,1
Frauen 3154 3,6 21,3 19,5 55,5

Die Gliederung der Behinderten nach Altersgruppen zeigt eine starke Alterslastigkeit.
Behinderung kommt bei Personen im fortgeschrittenen Alter naturgem�ß h�ufiger vor
als bei j�ngeren Menschen. Knapp drei Viertel (74,0 %) der schwer behinderten Men-
schen waren 55 Jahre oder �lter, der Anteil der unter 25-j�hrigen war mit 4,1 % relativ
gering.

Die weitaus meisten Behinderungen – n�mlich 83,5 % der F�lle – waren krankheits-
bedingt. Weitere 1,8 % der schwer behinderten Menschen hatten dauernde Sch�den
im Krieg, im Wehr- oder Zivildienst erlitten und in 4,7 % der F�lle war die Behinderung
angeboren. Bei 2,5 % wurde das Leiden durch einen Unfall oder eine Berufskrankheit
verursacht.

Wie Abbildung 2 zeigt, ist die h�ufigste Behinderungsart die Beeintr�chtigung der
inneren Organe bzw. Organsysteme mit einem Anteil von 26,3 %. Darunter befanden
sich allein 667 923 Herz- und Kreislaufkranke, das sind 10,1 % aller schwerbehin-
derten Menschen. Am zweith�ufigsten waren bei den kçrperlichen Behinderungen
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Abb. 2: Schwerbehinderte Menschen 2003
Anteile in Prozent
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die F�lle mit einer Funktionseinschr�nkung der Gliedmaßen (14,4 %). Bei 13,7 % der
schwerbehinderten Menschen waren Wirbels�ule und Rumpf in ihrer Funktion einge-
schr�nkt. In 5,2 % der F�lle lag Blindheit oder Sehbehinderung vor. Auf zerebrale
Stçrungen sowie geistige Behinderungen und seelische Behinderungen entfielen zu-
sammen 17,4 %.

8.5 Ausgaben f�r Gesundheit

Die Ausgaben f�r Gesundheit fassen die finanziellen Aufwendungen einer Gesellschaft
f�r den Erhalt und die Wiederherstellung der Gesundheit ihrer Mitglieder zusammen.
Die Gesundheitsausgabenrechnung liefert als Zeitreihe f�r die Jahre 1992 bis 2003
differenzierte Informationen zu den Tr�gern der Ausgaben sowie der Verwendung der
Mittel nach Leistungen und Leistung erbringenden Einrichtungen.

In Deutschland wurden im Jahr 2003 insgesamt 239,7 Mrd. Euro f�r Gesundheitsleis-
tungen ausgegeben. Im Zeitraum von 1992 bis 2002 sind die Gesundheitsausgaben
nominal (in jeweiligen Preisen) von 163,2 Mrd. Euro um insgesamt 76,6 Mrd. Euro an-
gestiegen, das entspricht einer Steigerung von 47,0 %. Die Folgekosten der Wieder-
vereinigung waren ausschlaggebend f�r den hohen Stand der Ausgaben im Jahr 1992
und die nachfolgenden st�rkeren Ausgabenanstiege bis zum Jahr 1996. Danach ha-
ben sich die Zuw�chse sp�rbar abgeschw�cht und betrugen seit 1997 j�hrlich jeweils
zwischen 2 und 4 %. Von 2002 bis 2003 sind die Gesundheitsausgaben um 2,0 %
bzw. 4,7 Mrd. Euro angestiegen.

Abb. 3: Gesundheitsausgaben 2003 nach Ausgabentr�gern in Mrd. Euro



Tab. 13: Gesundheitsausgaben 2003
nach Leistungsarten und Einrichtungen

Mrd. EUR %

Leistungsarten
Pr�vention/Gesundheitsschutz 11,1 4,6
�rztliche Leistungen 62,3 26,0
Pflegerische und therapeutische Leistungen 54,7 22,8
Ausgleich krankheitsbedingter Folgen 4,8 2,0
Unterkunft und Verpflegung 15,0 6,3
Waren 64,1 26,7
davon: Arzneimittel 37,5 15,6

Hilfsmittel 12,7 5,3
Zahnersatz 6,2 2,6
Sonstiger medizinischer Bedarf 7,7 3,2

Transporte 4,0 1,7
Verwaltungsleistungen 13,2 5,5
Forschung 2,5 1,0
Ausbildung 1,9 0,8
Investitionen 6,2 2,6
Einrichtungen
Gesundheitsschutz 4,5 1,9
Ambulante Einrichtungen 111,9 46,7
dar.: Arztpraxen 32,5 13,6

Zahnarztpraxen 15,1 6,3
Apotheken 33,0 13,8

Station�re und teilstation�re Gesundheitsversorgung 91,0 38,0
Krankenh�user 64,7 27,0
station�re und teilstation�re Pflege 17,2 7,2

Rettungsdienste 2,5 1,0
Verwaltung 14,2 5,9
Sonstige Einrichtungen und private Haushalte 9,1 3,8
Ausland 0,4 0,2
Investitionen 6,2 2,6
Gesundheitsausgaben 239,7 100

Die Gesundheitsausgaben stiegen von 1992 bis 2002 nominal (in jeweiligen Preisen) –
außer zwischen 1996 und 1998 sowie 1999/2000 – st�rker als das Bruttoinlandspro-
dukt (BIP). Im Jahr 2003 lag der Anteil der Gesundheitsausgaben am BIP in Deutsch-
land bei 11,3 %. Zwischen 1992 und 1996 ist er um einen Prozentpunkt angestiegen
und lag seither auf etwa gleich bleibendem Niveau. Der Wert der produzierten Ge-
sundheitsg�ter und -dienstleistungen hat sich damit im Gleichschritt mit dem Wert
aller produzierten Waren und Dienstleistungen entwickelt.

Die gesetzliche Krankenversicherung, die traditionell der grçßte Ausgabentr�ger ist,
wendete im Jahr 2003 136,0 Mrd. Euro f�r Gesundheitsausgaben auf. Das sind rund
57 % der gesamten Gesundheitsausgaben. Zwischen 1992 und 2003 sind die Aus-
gaben der gesetzlichen Krankenversicherung um 37,1 Mrd. Euro gestiegen. Das ent-
spricht einer durchschnittlichen j�hrlichen Steigerungsrate von 2,9 %. Die Ausgaben
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der privaten Haushalte und privaten Organisationen ohne Erwerbszweck haben sich
in diesem Zeitraum um 12,0 Mrd. Euro bzw. durchschnittlich 4,9 % j�hrlich erhçht.
Ebenfalls gestiegen sind die Gesundheitsausgaben der privaten Krankenversicherung
(8,7 Mrd. Euro; + 5,1 % j�hrlich).

Arzneimittel (inkl. Verbandmittel), Hilfsmittel, Zahnersatz sowie sonstiger medizi-
nischer Bedarf werden als »Waren« bezeichnet. Die Ausgaben f�r Waren lagen im
Jahr 2003mit 64,1 Mrd. Euro bzw. einem Anteil von 27 % knapp vor den Ausgaben f�r
�rztliche Leistungen (62,3 Mrd. Euro bzw. 26 %).

F�r Leistungen der ambulanten Einrichtungen wurden im Jahr 2003 insgesamt
111,9 Mrd. Euro ausgegeben, das entspricht einem Anteil von 47 % an den gesam-
ten Gesundheitsausgaben. Hierzu gehçren Arztpraxen, Zahnarztpraxen, Apotheken
usw.

91,0 Mrd. Euro bzw. 38 % wurden f�r die station�ren und teilstation�ren Einrich-
tungen, zu denen unter anderem Krankenh�user (64,7 Mrd. Euro) und station�re
Pflegeheime (17,2 Mrd. Euro) z�hlen, aufgewendet. Von 1992 bis 2003 haben sich
die Ausgaben f�r ambulante und station�re sowie teilstation�re Einrichtungen um
36,1 bzw. 28,2 Mrd. Euro erhçht.

Transferzahlungen wie Krankengelder, vorzeitige Renten bei Berufs- oder Erwerbs-
unf�higkeit sowie Entgeltfortzahlungen werden als Einkommensleistungen bezeichnet
und nicht zu den Gesundheitsausgaben gez�hlt. Im Jahr 2003 wurden in Deutschland

Abb. 4: Einkommensleistungen 2003 nach Ausgabentr�gern
in Mrd. Euro



insgesamt 65,3 Mrd. Euro als Einkommensleistungen gezahlt. Dies waren 5,5 Mrd.
Euro mehr als noch 1992, was einer Steigerung um insgesamt 9,2 % entspricht.

Zur Finanzierung der Gesundheitsausgaben und Einkommensleistungen tragen die
çffentlichen Haushalte, die Arbeitgeber sowie die privaten Haushalte und privaten Or-
ganisationen ohne Erwerbszweck in unterschiedlichem Maße bei: Im Jahr 2003 wen-
deten die privaten Haushalte und privaten Organisationen ohne Erwerbszweck mit
insgesamt 147,2 Mrd. Euro (48 %) am meisten hierf�r auf. Insgesamt 116,0 Mrd. Euro
bzw. 38 %der Gesamtausgaben finanzierten die çffentlichen und privaten Arbeitgeber.
14 % der Ausgaben des Gesundheitswesens wurden von den çffentlichen Haushalten
gezahlt, das entspricht 41,8 Mrd. Euro.
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